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Freie Mittel und Arbeitgeber-
beitragsreserve richtig nutzen
Wie Unternehmen finanzielle Spielräume in der beruflichen Vorsorge 
gezielt einsetzen – ohne unnötige Risiken bei Governance, Steuern und 
Teilliquidationen

Viele Unternehmen verfügen in ihrer 
Vorsorgelösung über finanzielle Reser-
ven, kennen jedoch deren Wirkung und 
Grenzen zu wenig genau. In der Praxis 
stellen sich insbesondere bei Sanie-
rungen, Anschlusswechseln, Restruktu-
rierungen oder guten Jahresabschlüssen 
immer wieder dieselben Fragen: Was 
sind freie Mittel? Was ist eine Arbeitge-
berbeitragsreserve? Wem gehört was – 
und worauf ist besonders zu achten?

Definition und Ausgangslage

Freie Mittel sind in der beruflichen Vor-
sorge nicht einfach „überschüssiges 
Geld“. Sie entstehen erst, wenn eine Vor-
sorgeeinrichtung ihre Verpflichtungen 
vollständig bewertet hat und zusätzlich 
die notwendige Wertschwankungsreser-
ve im Zielwert vorhanden ist. Erst dann 
können gemäss Swiss GAAP FER 26 über-
haupt freie Mittel ausgewiesen werden. 

Davon zu unterscheiden sind freie Mit-
tel, die innerhalb eines Vorsorgewerks 
einer Sammelstiftung geführt werden 
und beispielsweise aus früheren Mu-
tationsgewinnen oder nicht verteilten 
Überschüssen stammen. Sie werden auf 
einem separaten Konto des Anschlusses 
ausgewiesen und gehören ausschliess-
lich den Destinatären. Eine Verteilung er-
folgt nach objektiven Kriterien wie Höhe 
der Altersguthaben oder Dienstdauer. 
In der Praxis sollte damit nicht zu lange 
zugewartet werden, um Verwässerungs-
effekte im Destinatärkreis zu vermeiden. 

Arbeitgeberbeitragsreserven (AGBR) 
sind demgegenüber Vorauszahlungen 
des Arbeitgebers an die Vorsorgeeinrich-
tung zur Deckung künftiger Arbeitgeber-
beiträge. Sie werden separat ausgewie-
sen, sind klar zweckgebunden und dürfen 
grundsätzlich nicht für Arbeitnehmer-
beiträge eingesetzt werden. Steuerlich 
sind sie attraktiv, da Einlagen – bei kor-

rekter Ausgestaltung – als geschäftsmä-
ssig begründeter Aufwand gelten. Mit 
einem Verwendungsverzicht können sie 
zudem dazu beitragen, ein Vorsorgege-
fäss in Unterdeckung zu stabilisieren, 
bis diese durch Sanierungsmassnah-
men oder eine positive Entwicklung an 
den Anlagemärkten wieder beseitigt ist. 

Entscheidend ist die klare Tren-
nung: Freie Mittel gehören zum 
Vorsorgewerk, die AGBR ist ein 
Instrument des Arbeitgebers. 
Gerade bei Sammelstiftungen 
oder Anschlusswechseln führt 
eine Vermischung häufig zu Fehl-
entscheiden.
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Gesetzliche Rahmenbedin-
gungen

Die rechtliche Basis für die AGBR findet 
sich im Obligationenrecht: Der Arbeit-
geber muss mindestens gleich hohe 
Beiträge leisten wie alle Arbeitnehmer 
zusammen; diese Beiträge kann er 
aus eigenen Mitteln oder aus vorgän-
gig geäufneten und separat ausgewie-
senen Beitragsreserven finanzieren. 

Steuerlich anerkannt sind AGBR nur, 
wenn die Mittel unwiderruflich an die 
Vorsorgeeinrichtung überwiesen wer-
den, jede zweckwidrige Verwendung 
ausgeschlossen ist und kein Rückfluss 
an das Unternehmen möglich bleibt. 
Zusätzlich ist der Umfang begrenzt: Die 
ordentliche AGBR darf das Fünffache der 
reglementarisch geschuldeten Jahres-
arbeitgeberbeiträge nicht übersteigen. 

Für Vorsorgeeinrichtungen ist die Rech-
nungslegung nach Swiss GAAP FER 26 
massgebend. Sie verlangt die Bewertung 
zu aktuellen Werten sowie den transpa-
renten Ausweis von Wertschwankungs-
reserven, freien Mitteln oder einer Un-
terdeckung. Das schafft die Grundlage 
dafür, dass Stiftungsrat, Arbeitgeber und 
Broker die finanzielle Lage eines Vor-
sorgewerks fundiert beurteilen können. 

Kommt es zu einer Teilliquidation, gelten 
die BVG- und BVV-2-Regeln. Massgeblich 
sind insbesondere die Tatbestände „er-
hebliche Verminderung der Belegschaft“, 
„Restrukturierung“ oder „Auflösung des 
Anschlussvertrags“. In solchen Fällen 
entscheidet das Reglement der Vorsor-
geeinrichtung über Verfahren, Verteil-
plan und die Behandlung freier Mittel; 
die Aufsichtsbehörde prüft auf Antrag 
Betroffener Voraussetzungen, Verfahren 
und Verteilungsplan.

Häufige Fehler und Risiken

Ein häufiger Fehler ist die Annahme, 
eine AGBR sei eine frei verfügbare Un-
ternehmensreserve. Das ist nicht zu-
treffend: Nach der Einzahlung ist das 
Kapital zweckgebunden in die Vorsorge 
eingebracht. Eine Rückzahlung an das 
Unternehmen ist grundsätzlich ausge-
schlossen. Bei Liquidation oder Wegfall 
des Zwecks kann eine solche Reserve je 
nach Konstellation zu ungebundenem 
Vermögen beziehungsweise freien 
Mitteln des Vorsorgewerks werden. 

Ebenfalls kritisch ist der Zeitpunkt der 
Verwendung. Wer kurz vor einem An-
schlusswechsel oder einer Restruktu-
rierung eine AGBR äufnet, ohne das 
Teilliquidationsreglement und die steu-

erlichen Auswirkungen sorgfältig zu 
prüfen, riskiert Diskussionen mit Pen-
sionskasse, Revisionsstelle, Steuerbe-
hörde und gegebenenfalls der Aufsicht. 

Für Mitarbeitende liegt das Risiko vor 
allem in mangelnder Transparenz. Freie 
Mittel können bei einer Teilliquidation 
anspruchsrelevant sein; werden Sachver-
halte zu spät erkannt oder unklar kom-
muniziert, entstehen rasch Misstrauen, 
Einsprachen und Verzögerungen. Das 
gilt besonders bei Personalabbau, Aus-
lagerungen oder Wechseln der Sammel-
stiftung.

Fazit

Freie Mittel und Arbeitgeberbeitragsre-
serve erfüllen unterschiedliche Funkti-
onen. Freie Mittel zeigen, ob ein Vorsor-
gewerk nach vollständiger Dotierung 
seiner Verpflichtungen und Reserven 
noch finanziellen Überschuss ausweist. 
Die AGBR ist ein arbeitgeberseitiges Pla-
nungsinstrument für künftige Beiträge 
– mit klarem Zweck, klaren Grenzen und 
hoher steuerlicher sowie governancebe-
zogener Relevanz. 

Für Arbeitgeber lohnt sich eine vertiefte 
Prüfung besonders vor Jahresabschluss, 
Restrukturierung, Stiftungswechsel oder 
Sanierungsmassnahmen. Wer frühzeitig 
analysiert, sauber dokumentiert und mit 
Pensionskasse, Experten, Revisionsstelle 
und Versicherern abgestimmt vorgeht, 
schafft Handlungsspielraum – und ver-
meidet spätere Überraschungen.

Lösungsansätze und Best 
Practices aus der Bera-
tungspraxis

Aus Funk-Sicht bewährt sich ein 
Vier-Schritte-Vorgehen:

1. Ausgangslage klären: Finan-
zielle Lage des Vorsorgewerks, 
Stand der AGBR, Deckungsgrad, 
Wertschwankungsreserve, allfäl-
lige freie Mittel, geplante Unter-
nehmensveränderungen. 

2. Reglemente und Verträge 
prüfen: Anschlussvertrag, Vor-
sorgereglement, Teilliquidati-
onsreglement und Vorgaben 
der Sammelstiftung müssen 
analysiert und bei einem beab-
sichtigten Wechsel der Sammel-
einrichtung im Vorfeld geprüft 
werden. 

3.  Steuer- und Bilanzwirkung 
abstimmen: AGBR kann ein wirk-
sames Instrument zur Glättung 
der Arbeitgeberbeiträge und zur 
Planbarkeit des Cashflows sein – 
aber nur mit lückenlosem Nach-
weis und korrektem Timing. 

4. Frühzeitige Kommunikation 
sicherstellen: Arbeitgeber, Stif-
tungsrat, HR, Finance, Revisions-
stelle und Versicherer müssen 
dieselbe Logik verfolgen. Das re-
duziert spätere Auseinanderset-
zungen erheblich.
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